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Inu half. 


Ein Beitrag zum Woſſerrecht und zur Schre von der Competen ! 
bel Streitigkeiten aus biefem Rechkögeblete. 

Mittheitungen and ber Prarie: 

Wirthſchaftsrerwalter können nicht zu deu Janbustrthfchaftficen Pilforbeiten im 
Stune der Minlſterial⸗Verorbnung vom 18. März 1860, R. G. Bl Nr. 78 
gezöhlt werden, 

In dem Falle, wenn der (hemeindevorſtaud über eine Eſuwendung gegen die Mr 
meinde⸗Wählerliſten die conıpetente Entſcheſpung nicht füllen kann, kaun bie 
ſodaun einkretenke Entſcheldung der Bezirköbehorde nicht als ſchon endgiltige 
angeſehen werben. 

Buder wahlberechtigten Sivil-Stanläbeamlen im Sinne ber Gemeinde⸗Wahlord, 
nung {ind ſowohl active als peuſlonkrle Beamte zu verfiehen. 

Stontawlſſenſchaftiiche Bibliographie. 

Verorbuungen. 

Peres 

Frlebtguns e! 


Ein Beitrag nn Waſſerrecht und zur Lehre von der 
Competenz bei Streitigkeiten aus Dielen Rechts- 
gebiete. 


In der Nacht vom 17. auf den 18. Mat 1870 wurde gele⸗ 
gentlich eines Hochwaſſers die bei M. ... im ReBache beſind⸗ 
liche Wehre, „Hohen⸗Schlag“ genannt, weggeriffen, die Ufer der R.. 
und der anliegende Grund und Boden wurden au einigen Punkten 
weggeſchwemmt, und der Bach wühlte ſich ſtellenweſſe ein neues Bett, 
endlich ward eine über den R. Bach führende M.er⸗Gemeindebrücke 
fortgeſpält. Als gauz beſondere Folge der Zerſtörung des Hohen⸗ 
Schlages ergab ſich der Umſtand, daß die ſeit unvordeuflicher Zeit 
beſlehende, hoͤher als die N. liegende Wafferleitung, welche den Zwecken 
der Franz Teſchen Nagelſchmiede, des Fürſt Schw. ſcheu Hammers und 
der Biden Mahlmühle diente und dient, trocken gelegt wurde und 
daß die gedachten Werke, von denen übrigens der Fürſt Schw. ſche 
Hammer ſchon lange ſtille ſteht, durch Waſſerkraft nicht mehr betrieben 
werden können. 
Bei dieſer Lage der Dinge beantragte der Nagelſchmiedmeiſtet 
T., daß die Bezirkshauptmaunſchaft M. wegen der Herſtellung 

ones oder der nöthigen Uferſchutzbauten auf Koſten der 
iutereſſirten Theile eine commiſſiouelle Verhandlung an Ort und 
Stelle pflege. Der Antragſteller brachte vor, daß öffentliche und 
waſſerbaupolizeiliche Rückſichten ec geböten, daß die R. in ihr altes 
Bett zurückgeleitet werde. Gleichzeitig gab T. an, daß altherkömmlich 
zur Erhaltung der Wehre dad Fürſt Schw.ſche Eiſenamt mit 73 Percent, 
die Beſche Mühle (Verlaß) mit 16% Percent und die Teſche Nagel⸗ 
ſchmiede mit 10¾ Percent concutrire 

In Folge dieſes Antrages und aus öffentlichen Rückſichten hat 
die Bezickshauptmanuſchaft M. unter Beiziehung des Bezirks⸗Inge⸗ 
nieurs die Erhebung und Untersuchung an Ort und Stelle veranlaßt 
und die Bezirksvertretung und Gemeinde M. darau Theil nehinen lafſen. 


f. 


Bei dieſer Erhebung wurde conſtatirt, daß die Schabhaftigkeit der 
Holzwaud und des Sandkaſtens im Hohen⸗Schlage (Wehre) Urſache 
des Elementarereigniſſes geweſen ſei. Sodann wurde durch ſachver⸗ 
ſtändige Unterſuchung feſtgeſtellt, das aus öffentlichen Rückſichten ent⸗ 
weder der Hohen⸗Schlag hergeſtellt und dafür Sorge getragen werden 
müſſe, daß die Uferwände gehörig ſtark ſeien, oder daß das neue Bach⸗ 
bett der Art regultrt werde, daß der Waſſerlauf nach dem alten Feil⸗ 
waſſer geſichert werde. 

Der Fürſt Schw.lſche Vertreter erklärte ſedoch, daß der Herr⸗ 
ſchaflöhammer, zu deſſen Betriebe der Hohen⸗Schlag erforderlich ge: 
weſen, ſeit 15 Jahren nicht mehr exiſttte, ſomit der Hohen⸗Schlag 
für den Fürſten Schw. kein Intereſſe biete. Es möge fein, daß der 
Fürſt Schw. ehemals zur Erbauung und Erhaltung bei Hohen 
Schlages beigetragen, und felbft die von T. bezifferten Percentſäge 
geleistet habe, allein eine Verpflichtung für die Gegenwart ſei nicht 
nachgewſeſen und es ſei bei den bedeutenden Koſten der Herſtellung 
des Hohen⸗Schlages nicht wirthſchaftlich, ihn herzuſtellen. Der Beſche 
Verlaßbeſorger ſprach ſich gleichfalls gegen die Herſtellung des 
Hohen⸗Schlages aus und läugnete, zu eiuer Herſtellung verpflichtet zu 
jehr, meinte auch, daß nicht der ſchadhafte Zuſtand dez Hohen⸗Schlagetz, 
ſondern die ungewöhnliche Hochfluth Urfache des Ereigniſſes jet, ſuchte 
endlich zu eutwickelu, daß die in Frage ſtehende Angelegenheit nicht 
politiſcher, ſondern elviſrechtlicher Natur Tel. 

Die Bezirksbehörde erkaunte, wie folgt: 

„Der Fuͤrſt Schw. der Beſche Verlaß und der Nagelſchmied⸗ 
meifter Franz T. ſind verpflichtet und werden gehalten, den Hohen 
Schlag im R. Bache bitz Anfangs November 1870 dem früheren 
Stande entſprechend herzuſtellen. Sie haben zu dem Ende binnen 14 
Tagen den Waſferbauplan vorzulegen. Zu den Koſten bes Banes 
haben der Fürſt Schw. 73 Percent, der Beſche Verlaß 16% Per⸗ 
cent und der Nagelſchmiedmeiſter T. 10¼, Percent beizutragen“. 

Als Gründe ihrer Eulſchedung gab die Bezirksbehörde an: 

„Im vorliegenden Falle, wo durch die Zerſtörung des Hohen⸗ 
Schlages der R.⸗Bach fein Bett verlaſſen und einen theilweiſe anderen 
Lanf genommen hat und wo wegen Porbengung kunftiger Waſſerge⸗ 
fahren die öffentliche Behörde, ſelbſt ohne Antrag der Bekherligten, 
hatte einjchreiten müſſen, kann die Competenz der polttiſchen Behörde 
einen Zweifel wohl nicht unterliegen. Alle Parteien ſelbſt konnten ge⸗ 
legenklich der comufſſioneller Verhandlung an Ort und Stelle ſich 
nicht verhehleu, daß der Zuſtand im und am N.⸗Bache, wie er ges 
genwärtig ſei, nicht bleiben dürfe, und es hatte die politiſche Behörde 
ſebiglich die prophylaktiſchen Maßregeln in Erwägung zu nehmen und 
zu beſchließen, in welcher Weiſe und durch weu die Waſſerbautei zu 
bewerkſtelligeu ſeien. 

Hier kaut min Folgendes in Betracht. Das ſtarfe Gefälle des 
R. Bachen bei M. war bisher dadurch ſchadlos gemacht, daß ſich der 
Hohen⸗Schlag darin befand. Die urſprüngliche Aulage des Hohen⸗ 
ſchlages und feine Entstehungszeit iſt zwar nicht zu ermitteln, allein 
das ſcheint mit Hinblick auf das ſeit alter Zeit übliche Verfahren in 
Waſſerſachen gewiß, daß bei der erſten Anlage des Hohen⸗Schlages 
eine poliklſche Amtshandlung geſchah, welche den Bauconſens und die 


auf die Erhaltung bed Waſſerbaues bezüglichen Vorſchriften enthielt. 
Ganz unbeſtreitbar iſt aber, daß der Hohen⸗Schlag anfänglich vom 
Fürſten Schw. in Coneurreng mit ben Beſigern der Bränermühle 
und jetzt Teſchen Nagelſchmiede für ihre Waſſerwerfe erkichtet wurde, 
und daß dieſe Jutereſſenten in dem ausgeſprochenen Maße zum Baue 
und zur Erhaltung des Hohen⸗Schlages contribuirt haben. 

Wenn unn der Hohen⸗Schlag leit undenklichen Zeiten exiſtirt 
und vom Fürſten Schw., der B.⸗Mußle und der Nagelſchmlede er⸗ 
halten wird, und wenn mau in Erwägung zieht, daß die unvordenk⸗ 
liche Zelt ſowohl offentliche als wie private Rechte erzengt, fo 
auß man auch deu beſtehenden Zuſtaud und die geſchaffenen Rechte 
reſpectiren und, wenn daß Gemeimpohl es erheiſcht, auf deren Beach⸗ 
tung und Durchführung dringen. 

Es wäre zwar das Öffentliche Intereſſe auch befriedigt, wenn 
eine Neuregulirung des R.⸗Baches erfolgte und dabel die nötigen 
Uferſchuhbauten ſtattfänden, allein in dem Falle müßten dritte Bach⸗ 
anraluer, welche das gegenwärtige Waſſerunglück nicht verſchuldet und 
deren Rechtsvorfahren wahrſchelnlich dereinſt in der Vorausſetzung, daß 
der Hohen⸗Schlag auch erhalten werde, zu deſſen Errichtung ihre 
Einwilligung gegeben haben, herangezogen werden. Vielleicht iſt auch 
der Hohen⸗Schlag ehemals aus dem Grunde miterrichtet worden, daß er 
den Fluflanf regele und die Grundaulieger gegen Waſſergefahr ſchüge. 
Ferner iſt noch der Umſtand in Betracht zu ziehen, daß durch den 
Hohen⸗Schlag der R.⸗Bach in mehrere Arme geſpalten wurde, dadurch 
der Waſſerlanf geſchwächt, die Waſfermenge vertheilt und fo das 
Uferübertreten verhindert wurde. Es wäre gefährlich jetzt für den 
Strom dez R.⸗Waſſerg ein Bett zu haben, und die Bezirksvertretung 
und Gemeinde M. find im Rechte, wenn fie dagegen anlämpfen, Es 
muß daher in öffentlichen Intereſſe auf die Recouſtrucklon des Hohen⸗ 
Schlages gedrungen werden. 

Der Umſtand, daß die Herſtellung des Hohen⸗Schlages erheb⸗ 
liche Koſten verurfache, darf in Aubetracht der öffentlichen Gefahr, 
welche mit dem Verbleiben bed gegenwärtigen Zuſtandes verknüpft tft, 
nicht maßgebend erſcheinen. Auch die vom Vertreter bes Fürſten 
Schw. vorgebrachte Einwendung, daß er kein Jutereſſe an der Her⸗ 
ſtellung des Hohen⸗Schlages habe, erſcheint nicht ſtichhältig, denn im 
publieſſtiſchen Rechte ſpielt die exceptio men (tua) non interest 
leine Rolfe. 

Uebrigens käme hiebet Folgendes wohl zu erwägen: Wenn drei 
Waſſerwerksbeſiger gemeinſam eine Wehre zu errichten und zu unter⸗ 
halten ſich vereinigen und jeder aus dem Waſſerban für fein „Werk“ 
einen Vortheil erſtrebl im Laufe der Zeit aber einer berjelben ſeinen 
Vortheil nicht mehr findet, fo kann er, weun er auch ſein Werk 
nicht mehr betreibt, ſich von der Erhaltungepflicht der Waſſerwehre 
nicht losmachen, denn auf ſeine Rechte kann man verzichlen, nicht 
aber auf bie damit verbundenen Pflichten.“ 

Die ſteiermaͤrklſche Statthalterei entſchied unter Aufhebung des 
Erkeuntniſſes erſter Inſtanz unterm 4. Jaͤnner 1871 wie folgt: 

„Der Nagelſchmied T. zeigte nur die Zerſtörung des Hohen⸗ 
Schlages und den Ausbruch de R.⸗Baches auß dem Betriebs⸗ 
gerinne zum Behufe amtlicher Vorfehrung an. Ein Bauprojeet wurde 
nicht vorgelegt, noch ein beſtimmtes Begehren geſtelkt. Durch die 
Localverhandlung wurde conſtattrt, daß entweder das alte Gerinne 
ſammt ie herzuſtellen oder dad erweiterte damalige Bachbett zu 
reguliren, d. 4. die Verſicherung der Ufergründe anszuführen und die 
geſchädigte Gemieindebrücke neu herzustellen fer. Der Wiederherſtellung 
des alten Gerinnes widerſetzen ſich Fürſt Schw. wegen der vor eirca 
15 Jahren erfolgten Auflaſfung feiner Waſſerwerke und der Vertreter 
bes B.ſchen Verlaſſes wegen Uuverhältuißmäßigkett der Baukoſten zum 
Ertrage feiner Mühle. 

Der Aufbau von Waſſerwerken zu einem Gewerbebetriebe kann 
politiſcherſeits keiner Partei zur Pflicht gemacht werden. Hier handelt 
es fi) nicht um die einfache Wiederherſtellung des früheren Standes 
nach der Miuiſterialverordnung vom 7. Suft 1860, R. G. Bl. Nr, 
172, fondern um die rechtliche Verpflichtung der Mikintereffenten zur 
gemeinſchaktlichen Erhaltung und Wiederherſteſluug eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Gerinnes. 

Da dieſe Verpflichtung von zwei Jutereſſenten nicht anerkannt 
wird, biefelbe von keinem politiſchen Acte, ſondern nur von aller 
Gewohnheit und privatrechllichem lebereinkommen abgeleitet wird, fo 
kaun über eine folche nicht nach der Coucurrenznorm vom Jahre 
1830 zu Stande gekommene Privatpereinbarung und die daraus 


abzuleſtende Leiſtungspflicht uur im Rechtswege enlſchieden werden und 
auf diefen wird demnach Franz T. zur eventuellen Geltendmachung 
feiner Forderung der Wiederherſtellung der zerſtörten Gerlune gegen 
die beanſpruchte Beitragsleiſtung verwiefen. 

Die Bezirkshaupimannſchaft hat deßhalb, da ein öffentliches 
Jutereſſe nicht nachgewieſen iſt, Aber Partefbegehren, möbefondere wenn 
der Hohen⸗Schlag und das Betriebsgerinne nicht wieder hergeſtellt 
werden ſollten, das Amt zu handeln, und zwar erſtens den allerſeits 
beigebrachten Schutz⸗ oder Regulirungsplan zu prüfen und eventuell 
zu genehmigen und den betheiligten Auratmern und der Gemeinde als 
Eigenthümerin der zerſtörten Brücke den Regreß für die Koſten au 
die Schuldtragenden im Civikrechtswege unter Hinweifung auf bie 
conſtatirte Vernachläſſigung der eutſprechenden Erhaltung ihres Be⸗ 
triebsgerinnes ſteizuſtellen, und zweitens im Sinne bes § 2 der 
Flußpolizei⸗Orduung vom Jahre 1826 zu erheben und zu erkeunen, 
unter welchen Vorkehrungen und Leiſtungen den am Belriebögeriune 
Belheiligten die Anflaffung ihrer Waſſerwerke geſtattet werde“. 

Gegen dieſe Statthalkereiʒ⸗Entſcheidung recurkkrte erſtlich der Nagel⸗ 
ſchmied T. und machte geltend, daß er aus dem Grunde kein bes 
ſtimmtes Begehren geſtellt habe, weil er der bloße „Anzeiger“ eines 
Unglückes geweſen. Wenn er auf die Durchfuhrung eiuer dhilgercht⸗ 
lichen Klage warten ſoll, ſo könne eine Ueberſchweimmang bereits den 
ganzen an die R. ſtoßenden Grund und Boden weggeriſſen haben ꝛc. 

Weiters recurrirte der Fürſt Schw. und zwar deßhalb, weill ihn 
die Statthalterei für „waſſerbezugsberechtigt“ erklärt habe, obwohl er 
doch die Waſſerkraft in Folge des Eingehen feiner Werke nicht mehr 
benütze und benützen könne. 

Der Be Verlaßbeſorger rerurrirte gleichfalls und zwar um 
deßwillen, weil die Stalthalterei den Betheiktgten Anrainern und der 
Gemeinde, als Eigenthümerin der zerſtörten Brücke, den Regreß genen 
die Schuldtragenden für den Civilrechtgsweg freigeſtellt habe und ſuchte 
zu entwickeln, daß er keine Schuld an dem Ereigniß trage. 

Das Miniſterium des Janern hat laut Erlaſſes vom 30. Juli 
1871, 8. 3670, den verſchiedenen Recurſen in der Hauptfache unter 
Hinweis auf die Gründe der Stakthalterei keine Folge gegeben. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Wirthſchaftsverwalter können nicht zu den landwirthſchaftlichen 
Hilfsarbeſtern im Siune der Miniſterialverordnung vom 46. März 
18900, %. G. Bl. Nr. 73 gezählt werden. 


A. v. 8., Pächter bes Meierhofes in P., führte in der an die 
Bezirkshauptmannſchaft in N. gerichteten Eingabe vom 21. Auguft 
1871 an, daß er den für dieſen Meierhof beſtellten Verwalter F. K. 
aus dem Dienfte entlaſſen habe, daß dieſer aber ſich weigere, die 
Wohnung im Meierhofe zu räumen und ſammt den übergebenen 
Effecten und Utenſilien und dem Fundus instructus dem beſtellten 
Nachfolger zu übergeben. A. v. 3. kuöpfte hieran die Bitte, die Ber 
zirkshauptmannſchaft wolle im Grunde der Miniſterialverordnung vom 
15. März 1860, Nr. 73 R. G. Bl. den F. R. zur Räumung der 
Wohuung und Uebergabe des Duled verhalten, denſelben wegen Gefahr 
am Verzuge delogiren und es ihm freiſtellen, feine vermeintlichen 
Rechte im Civikrechtswege geltend zu machen, 

F. R. wendete dagegen ein, daß er nach Maßgabe des mit A. v. 8. 
abgeſchloſſenen Vertrages zu letzterem iu leinent-Dienſtesverhältniſſe ſtehe. 

Die Bezirkshauptmannſchaft lehnte die von A. v. Z. angeſuchte 
Amtshandlung aus dem Grunde ab, weil dieſe auf einem privattecht⸗ 
lichen Verhältniß beruhende Angelegenheit vor das Forum des Cwil⸗ 
richters gehore und daſelbſt ausgetragen werden müſſe. Zugleich be⸗ 
merkte die Bezirkshauplmanunſchaft, daß ſelbſt n dem angenommenen 
Falle, als ein Verwalter zu den Helfsarbettern der Lan bwirihſchaft 
gezählt werden könnte, die den politiſchen Behörden in der Mintſterial⸗ 
verordnung vom 15. März 1860, Nr. 73 R. G. Bl. zugewieſene 
Competenz durch den § 28, Abſatz 6 der böhmiſchen Gemeindevrdnung 
modificirt worden ſei ). 


) Es iſt ſchade, daß ber dleſe (eftere Gompetenzanſſcht der Bazfrkahanpt- 
inaaufchoft nicht der Ausipruch eker böderen Behbede kund geworden iſt. Wir 


In der gegen dieſen Beſcheid eingebrachten Berufung machte 
A. v. 3. geltend, daß F. R. im Dienſtverhältunſſe eines Verwalters 
ſtehe und als ſolcher unter die Hilfsarbeiter der Landwirthſchaft gezählt 
werden müſſe, und daß es ferner auf jeden Fall Pflicht der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft geweſen wäre, vor ihrer Entſcheidung zu erheben, ob 
ein Dienſtverhältniß hier vorliege oder nicht. 

Die Statthalteret hat dieſer Berufing keine Folge gegeben, 
weil der Recurrent auch im Necurje ein ſolches Dienſtverhältniß 
zwiſchen ihm und F. R. nicht nachgewieſen habe, welches die Ans 
wendung der Miniſterialverordnung vom 15. März 1860 rechtfertigen 
würde, vielmehr letzteren ausdrücklich als feinen Verwalter bezeichnet, 
was nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauche den Leiter einer land⸗ 
wirthſchaftlichen Unternehmung, nicht aber einen bloßen Hilſsarbeiter 
bezeichnet. 

Im Miniſterialrecurſe führte A. v. 3. au, der von der Statt: 
balteret gemachte Unlerſchied zwiſchen einem Leſter einer landwirth⸗ 
ſchaftlichen Unternehmung und einem Hilfsarbeiter derſelben ſei geſetz⸗ 
lich nicht begrundet; F. R fet nur ein Hilfsarbeiter des Recurrenten 
und es jet dabei ganz gleichgiltig, welchen Titel et ihm gegeben habe. 

Dad Necnräbegehren lautete dahin, es möge die Delogirung 
des F. R. bewilligt oder aber wenigſtens die Vornahme von Er⸗ 
hebuugen behufs Sicherſtellung des zwiſchen denn Recurrenten und dem 
Verwalter F. R. obwaltenden Verhältniſſes und eine neuerliche 
Entſcheidung augeordnet werden. 

Dag Miniſterium dez Innern hat mt den Erlaſſe vom 
30. September 1871, 3. 13.605 die angefochtenen Enkſcheidungen, 
womit die vou dem Recurxenten angeſuchte Amtshandlung gegen F. R. 
und insbeſonders deſſen Delogtrung abgelehnt worden iſt, aus den 
Gründen der Entſcheidung zweiter Juſtanz beſtätigt. Km. 


In dem Falle, wenn ber Gemeindevorſtand über eine Einwendung 
egen die Gemeinde⸗Wahlerliſten die e ee nicht 
allen kann, kann die ſodaun eintretende Entſcheidung der Bezirks⸗ 

behörde nicht als ſchon endgiltige angeſehen werden. 

Unter wahlberechtigten Eivil⸗Staatsbeamten im Sinne der Ges 

meinde⸗Wahlordnung ſind ſowo 51 8 ass penſtonirte Beamte 

zu verſtehen. 


In Folge der Auflöſung des Gemeinderatheg in C. wurde der 
penſionirte n Bezirkü⸗Actuar Hteronymus D. bis zur Einſetzung 
der neuen Gemelndevertretung zum efuſtweilkgen Gemeindeverweſer 
beſtimmt und die Neuwahlen in der genannten Gemeinde ausgeſchrieben. 
In den hierauf kundgemachten Mählerliſten erſchien der genannte Ger 
meindeverweſer als Gemeindeangehörkger und als ſolcher ohne Rückſicht 
auf Stenergiebigkeit für wahlberechtigt verzeichnet. Mehrere Mahl: 
berechtigte erhoben dagegen Einsprache, beſtritten dem D. das Mahl: 
recht und verlangten die Streichung feines Namentz vont den Wähler: 


liſten. 

ü Diefe Eingabe wurde bei der Gemeinde eingebracht. Weil bie 
Angelegenhett den Gemeinde⸗Verweſer perſönlich betraf jo hat derfelbe, 
obgleich nach § 18 der Gemeindewahlordnung der Gemeindevorſtond 
zur Entſcheidung über die eingebrachte Beſchwerde competent geweſen 
wäre, keine Entſcheidung gefällt, ſondern die Einwendung zur ent⸗ 
ſprechenden Amtshandlung an die Bezirkshauptmannichaft vorgelegt“. 


find wohl der Meinung, daß zur Verhandlung und Enlſcheldung über Dienft« und 
ofnftreitigfeiten zifchen Lond. nad Amftitrifen und ihren land. und ferſt. 
wirkhſchafllichen Hilfgarbellern und Taglöhnern im Grunde der Mineſterlalverald⸗ 
mung vom 15. März 1860, Nr. 78 K. ©. Bl auch dermalen noch die polliſſche 
Behörde uud nicht der Gemeindevorſteher competent ſel, well and dem Unſſtunde, daß 
die Gemeindeordnung die Handhabung ber baden di ce der Gemelnde zumeist, 
noch nicht die Gompetenz des Gemeladevorſteherg zur meldung von Slreilig ⸗ 
keiten prſvatrechtlicher Natur, welche aus folchen Arbelterverhaltniſſen eutſlehen, ge⸗ 
folgert werden fann Ben, d. Einſenders. 

J Die einschlägigen Beftimmungen des $ 18 der balmollnſſchen Gemeinde: 
Wahlordnung ſnulen: 

„Der Gemeiubevorftaub entscheidet Aber bie rechtzeitig angebrachlen Gin 
wendungen binnen fäugftend dre Tagen, und nimmt die zulzſſig erkannte Berichti⸗ 
gung gleich vor“ (Alin. 3.) 

„Wird bie begehrte Berichtigung verweigert, fo steht die Berufung an die 
polttiſche Beztrkabehörbe offen Dos Ertenntaiß der pofitiichen Bezirks 
behörde ift für die im Zuge befindliche Waht endgültig“ (Ain. 4) 
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Die Bezirkahauptmannſchaft erkannte über die vorgelegte Ein⸗ 
wendung: Da der Gemeindeverwefer D. die fragliche Einwendung 
dem Bezirkshauptmann zur Entſcheidung vorgelegt hat und hierin 
eine im Gemeindewahlgeſete nicht vorgeſehene Ablehnung liegt, welche 
die Zurückweiſung der erhobenen Einwendung in ſich faßt. fo wird 
ſomit im Sinne $ 18, Alinea 4 der Gemeindewahlorbnung end: 
gültig entſchieden, daß Hieronymus D. nicht in die Lifte der 
Wähler „als Gemeindeangehöriger ohne Rückſicht auf Steuerzahlnug“ 
aufzunehmen ſei, indem unter den nach $ 1. Punkt 2 lit. P) Ge⸗ 
meindewahlordnung als Gemeindeangehöriger ohne Rückſicht auf 
Steuerzahlung wahlberechtigten Staatsbeamben nur jene zu verſtehen 
finb, welche mit einem Staatsainte bekleſdet ſind und D., als in 
Penſton befindlich nicht zu dieſen gerechnet werden kann, und weil 
auch ſein gegenwärtiges Gemeindeamt ihm kein Wahlrecht gibt, indem 
Gemeindebeamte als ſolche lein Wahlrecht haben“. 

‚ „Mleber Necurs des Hieronymus O., in welchem ſowohl gegen 
die Annahme der Endgiltigkeit der Bezirkshaupfmaun⸗Entſcheidung 
als auch gegen die Streichung aus den Wählerliſten Beſchwerde 
geführt wurde, eutſchied die Stakthalterei in folgender Weiſe: 

„Da die Entſcheidungen der Bezirksbehörde nach $ 18 G. W. O. 
nur dann endgiltig fürd, wenn die Gemeinde in erſter Juſtanz die 
Einwendungen zurückweist, das Geſetz daher zwei entſcheidende Inſtanzen. 
zur Vorausſetzung ha, um größeren Schuß für die Wahltechte zu 
gewähren, und da beim Abgange einer ordentlichen Gemeindeverkretung 
in G. der Gemeindeverwefer über die gegen fein Wahlrecht gerichtete 
Einwendung nicht giftig eniſchelden konnte, ihm daher nur die Bor: 
lage derſelben au die Bezirkshanpkmannſchaft übrig blieb, welche in 
der Sache zuerſt entſcheidend vorgehen konnte, jo kann die Ent: 
ſcheldung des Bezirkshauptmannes nicht als enbgiltig erklärt werden, 
ohne den Grundſaz des § 18 zu verletzen. 

In Anbetracht nun, daß § 1 lit. b G. W. O. die penſionirten 
Civil⸗Staatsbeamten vom Wahlrechte nicht ausfchlieht, da ſonſt mit 
Rückſicht auf lit. d die Militärbeamten mehr beguͤnſtigt wären, indem 
dieſe als Penſtonſſten das Wahlrecht haben, und da auch die allgemeine 
Praxis für die Zulaſſung der Penſioniſten zum Wahlrechte ſpricht, fo 
wird die Eutſcheidung der Bezirkshauptmanuſchaft abgeändert und 
erkannt, daß D. als penfinnicter Beamter das Wahlrecht in der 
Claſſe der. Gemeindeangehörigen von C. ohne Rückſicht auf eine 
Steuerzahlung habe und daher in die Wählerliſte aufzunehmen ſei“. 

Dad Miniſterſum des Innern 10 unterm 18. Auguſt 1871, 
3. 11.131 den gegen die Wählbarkeit des D. gerichteten Mecurd 
mehrerer Wähler der Gemeinde C. gegen die im obigen Sinn er⸗ 
floſſene Statthaltereientſcheidung als unſtatthaft zurückgewieſen, mei 
dieſe mit Ruckſicht auf die obwaltenden ausnahmeweſſen Verhältniſſe 
in richtiger Auffaffung bed $ 18 der dalmatſniſchen Gememdewahl⸗ 
ordnung gefällte Entſcheidung für die im Zuge befindliche Wahl als 
endgiltig zu betrachten iſt. M. 


Staalswiſſenſchaftliche Bihliagraphle. 


I. Allgemeines. 
Tibergheen, Schule und Staat, Ueberſezt von J. H. Homburg 1871. Zomlen, 
Walter Ferd. Naturrecht und Polilik Ing bichte der Gegenwart, 2. verb. Auflage. 
Brünn 1871. Marcus. 


II. Verfaſſungslehre (Verfaſſungsrecht und Verfaſfungspolitik). 
Toman H. Das böhmiſche Stootsrecht und die Eutwrktung der öſterreichiſchen 
Reichefdee vom Jahre 18271843. Prag 187 1. Calpe. 
Verſaſſungswünſche, dentſche, und preußiſches Ständethum. Halle 1871. 
Peterſel. 
Nönne, Ludw. Dr. Das Verfaſſungsrecht des deutſchen Reiches. Hiſtoriſch⸗ 
bogmatifch dargeſtellt. Leipzig 1871, Brockhaus. 


III. Vertaltuugslehre (Verwaltungsrecht und Berwaltungspalitit). 
Kollmaun J. Die Wirkamkeit del allgemeinen Armenanflalt in Hamburg von 
17881870. Hamburg 1871. O. Meißner. 
Jannaſch N. Die Trades Unions ober Gewertvekelne. Baſel 1871. Schweiz 
Haufer. 


Pleuer, Crnft v. Or. Die engliſche Bebrilsgeiehgehung Wien 1871. Carl 
Gerold'o Sohn. 

Schlickenſen H. Die Anerkennung des geiftigen Eigenthunm. Eine {ociale Frage. 
Berlin 1871. Bergholb. 

Goltz, Th. Freiherr „., Dr. Die ländliche Aebeſterfrage und ihre Lsſung. 
Danzig 1871 Kafemann. 

Congzen Heinrich, Dr. Agricultur und Sociafionns. Ein Beitrag zur Loſung 
der sociale Frage. Leipzig. guckhordl. 

Ebert A. Die Heimate⸗, Armen- und Geneiubegefepgebung nebſt Ausführungs. 
vorſchelften in der Provinz Hannover. Hannover 1971. Meyer. 

Ableitner K. Poſltive Vorſchlige zur Hebnng der Pferdezucht in Privat Stande 
und Sanbgeflütten. Wien 1871. Braumhiller, 

Kletke, G. M., Dr. Gewerbeordnung vom 21. Kimi 1869 nehft dem Eutwurfe 
dieſes Gesetzes und den Motiven. 2. Auflage. Berkun 1871. Allg. beutfche Ver. 
lagsanſtalt 

Gberhart M. Die Rechteſtellung der Weile kunerhalb der Ehe. Chieng, 1871 
Meininger. 

Majer C. Geuerolbericht über die Sonitätsverwaltung im Königrelche Baiern das 
Jahre 1666 —1867 wunfaſſeud. München 1871. Elch. art. Anſtalt. 

Bernhardt A. Die forftlichen Verbältniffe von Oeutſch.gothringen und die Orga, 
uiſatlon ber Forſtverwaltung im Reichslande. Berlin 1871. Speinger. 

Hue de Grais, Graf. Meorpauiſotion der inneren Verwaltung Preußens auf 
Grundlage der Selbstverwaltung. Berlin 1871. Springer. 

Eggers A. Lösung der beutichen Mingfrage, Berlin 1871. Springer. 

Geſetzentwurf, der, über die birecte Beſteuerung. Eine Vorfage, Dresben 1871. 
Schönfeld. 

Mohl M. neber die Gefahr einer verfehlten Münzreformn. Stutigar! 1871. 
Witwer. 

Eiſenlohr A. Prüfung der Münzreformvorſchläge der preußiſchen Regierung. 
Heidelberg 1871. Winter, 

Wöhmert, B. Dr. Die Golbausmünzungsfenge bel ver deutſchen Minzeeforu. 
Bremen 1871. Miller. 


IV. Statiſtik (der Geſellſchaft und des Staates). 
Lo Daniel. I Aulricbe-kongrie ses lostitutlans et ses Nationallles 
russel 4871. Muquardt. 
Statiſtik bes Hamburgiſchen Staates, 3. Het Hamburg 1671. O. Meißner; 


V. Geſchichte (der Geſellſchaft und des Stantes). 
Jupalt, Wolf. v. Jorſchungen Mer bie Feudalzeit in Gwriichen Raetſen. Iltrich 
1971. Orell. 
Baumgarten Hermann. Geſchſchle Spanieus, 
Herzel. 


Theil. Leipzig 1871. 


Verordnungen. 


Eelaf bes 1. k. Miutſtertunng fie Laudesvertheidigung von 8. Anguſt 1871, 
J. 9514, betreffeud den Vorgang bei Nerfaſſung der loherſichten der in Vor⸗ 
erkung verblichenen Nachſtellungspflichtigen. 

Es werben bie politiſchen Behörden unter Hindentung auf bie 98 76, 97 und 
99 der Wehrgeſetinſtrnctlon angewleſen, in den Mvuatsausweſſen ftetd die ganze 
Summe ber in Vormerkung Stehenden einzuſezen, daher von denſetben kelneswegä 
die ahl derjenigen, bei denen bie Nachforſchungen nach 8 76, P. 4, Inſt. eingefteltt 
wurden, in Abzug zu bringen, ſondern die feßtere unt du der Anmerkung in der Art 
erfichtfich zu machen, daß daraus die Kathegorſe, uß ſtehendes Heer, Erſaßreſerve oder 
Landwehr, entnommen werden kann. 

Auch haben biefe Bemerkungen ſtets bie Gejamntzahl der bisher eingeſtellten 
Nachforschungen zu umfaſſen, keineswezs aber fich blos auf die Zahl der int vor, 
ausgegangenen Monate Eingeſtellten zu beſchränken. 


Erlaß des Statthalters von Steiermark vom 26. Mai 1871, 3. 6115, wegen 
Befreiung der Volfsſchnllehrer von Umlagen. 

Ju Folge einer an bie Stallhallerel gerichtelen Anfrage, ob bie Bezüge 
der Volksſchullehrer von der Eulrichtung der Lande. und Grundentlaſtungs⸗ fo 
tie der übrigen Zuschläge befreit ſelen, finde ich mich veranlaßt, Euer hi 
zur eigenen Wiſſenſchaft und zur Verſtändigung der Stenerbemeſſungs. und Elu⸗ 
hebungsänder berannk zu geben, daß die mit der Allerh Eutſchlleßung von 25. No. 
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Zufchlgen, fo wie die Befreiung vou ben Bezirkg. und Gemeinde- Umlagen für 
alle Volksschullehrer in Auwendung zu Tonnen habe. 


Erlaß des Stalthalters von Stelermark vom 4. Septeinber 1871, 3. 10.613, 
betreffend Bedingungen für Coureſſſoneu von Pferbeſch achtungen. 

Ueber Autrag des F. k. Landezſaultätsraches, daß bei Pferdeſchlachtungen 
zum Schuhe des Publikums nur Thterärzte, Cueſchmlede und in Ermanglung der. 
ſelben Aerzte oder Wundarzte als Fleiſchbeſchauer angestellt werden ſollen, vrrordne 
ich, daß in Zuknuft Goncefflonen zu Pferdeſchlachtungen nur dort zu erthetlen feien, 
wo die Fleiſchbeſchan in der angegebenen Adeiſe vollkommen ſichergeſtellt it. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben mittelſt Handſchreibens vont 30. October 1871 die 
Miniſter Graf Hohenwart, Dr Habſelinek, Di. Schäffle und Jireket 
fiber ihr Auſuchen ihres Ames enthoben und ihnen den A. h Dank ausgesprochen. 

Seine Maſeſtäl Gaben den Finanzmmliſter Freiherr v. Holzgethan unter 
Belaſſung in biefer Stellung Interimifttich zum Borſſthenden im Miniſterrolhe ernamıt, 
mit ber euftweıligen Lekkung des Diinifteruund des Junern den Sectlongchef Freih. v. 
Wehli, mit jener des Mintfterinund für Cullms und Nnterricht den Sectlonechef 
Carl Fidler, mit jener des Suftigminiflechumd den Sectionachef Freiheren v. Mitis, 
bed Hantelswninifterinms den Serttonachef Otto Ritter v. Wledenfeld und bes 
Ackerbauminiſterlume den Sectſonschef Freiherrn v. Poſſin ger betraut. 

Seine Majeſtät Hafen anfäptih der Penfiontrung bed Lemberger Polſzel 
Directord, Hoſralhes Anton Hammer v. Pohlau, benielben tarfrei das Ritterkreuz 
bed deopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät Haben daun k. k. Leibarzte Profeſſor Dr, Hermann Meder 
hofer ben Titel und Ehorakter elles Hofrathes tarfrel verliehen. 

Seine Majeſtät haben deim mit Tilel unt Charakter emes Miniſtertalralhes 
belleibeten Sectiondunthe Mudolph Freiherrn v. Rriebenfels eine ſftemiſirte 
Mimiſterlatralhsſtele und dem Dberfinanzrathe d böhmiſchen Fimanzlaudesdirectlon 
Franz K uva bb eine ſpftemiſtete Gecltongrathöftelle im Finanzminiſterſum verliehen. 

Seine Maſeſtät haben ben Kangleioffteinlen tin Gaubelönnnifterium Joſeph 
Buchwe ln tapfrel den Titel und Raug eines Hilſsamkeroyrecliongadiuncten verliehen, 

Seine Majeftät haben den Miniflerialeoneipiften Trend Ritter v. Fühelch 
und den mit Eitel Und Rang eines Minifterialfecretäre bekletdeten Minifterialeoneipiften 
Anton Freiherrn v. Päu mann zu Minſſterkalſecrelckren exten stalum im Miniſterlum 
für Cullus und Unterricht ernannt 

Selle Maj ſtät haben den Minifterlafeoncipiften un Miniſterſum fiir Cultus 
und Unterricht Or. Andolph Franz tarfrei den Titel und Raug eines Minſterlal⸗ 
ſecretärg verliehen. 

Seine Miajeſtat haben den Kreisarzt und derzelt ſuppllrenden Laudesſanktätz⸗ 
teferenfen Dr. Marimillan Otto zum Ekalthalteretrathe N. Gl. und Landesſonitäts. 
referenten bei ber mähelſchen Gintthalterei ernanni. 

Seine Maj. haben ben galizifchen Bezirkecommifjär Wladimir dewartow v. 
Rewartowett den Titel und Raug eines Minſſterſaſſecrekärs mit Nachſicht der 
Taxen verliehen. 

Der Hnnbeleminifter hat den Kanzleloffleiglen Franz Praper zum Hilf: 
amterdirectiongadjuncten im Handelsminiſterſum ernannt! 

Der Minſſter für Cultut und Unterricht hal die Guftsäftelle an der k. k. 
Univerſttäte⸗Bibliothek in Prag dem Serlpfor au bleſer Bibllofhek Wenzel Schulz 
verlieben. 

Der Miniſtex fi Cultus und Unterricht hat den Conceptsprakticanen der m. ö. 
Sinanzpivenzatn Franz Freiherrn v. Werner zum Minlſterkalconctpiſten im Mint 
ſterium für Cultus und Unſerricht ernannl. 

Der Finanzmaniſter Kat tur neu ſoftaniſirten Status der Olreellon der Staats: 
ichulb den Direckionsſecrell Dr. Franz Gangtbaner qum Finanzrathe und den 
Eoncepfeadjnnehen Heinrich Sperma zum Rechnungsralhe ernaunt. 


Erledigungen. 


Mehrere Pralticantenftellen heim Mechuungepeporlement der Fiuguz⸗Dlrer⸗ 
tion in Wien mut 200 fl. Jahel Adſutum, Lis 20, November. (Amtail, Nr 260.) 

Bangeiehnerftelle bei der J. T. Arſensl.Bandireekion zu Polo mil 2 fl. 50 fl. 
Din run, Bid 30. November., (Untahl, Nr. 260.) 

Dber-Zugentenräfielte 1. El bei der ſchleſiſchen Londezregiermig mit 1600 fl 
Jahresgehalt, Dis Ende Riobember, (Aantsbl. Nr. 261.) 

Bezufsferretfiräftelle bel der k. k. Bezirtshouplmaunſchaſt in Salzburg 
eventuell bel jener in St. Johaun oper Zeil ein Ste, mit 700 fl. eventuell 600 f. 
Gehall, vis 20. November. (Amtebl Nr. 268. 

Lollo Anttsverwalteraſzelle I. El in Brüm mit 1575 fl. und Natural 
woßmeng, bis 24. Noveniber. ( Amlsbl. Nr. 268.) 

ber⸗Iugenleursſtelle 1. Gl, für den Slantsbondlenst in Ober⸗DOeſterreſch 
mit 1600 fl. Gehalt, evenhuell eine Ober-Ingenieurgftelle I. CL, bis 20. November. 
(Amtabl. Rr. 264.) 


Der Jahrgang 1870 der Zeitſebrift 
für Verwaltung ſammt Index iſt um den Preis 
von 3 fl. bei der Adminiſtration des Blattes zu 
beziehen. 
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